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Bürgerrechtsgesuch für Schweizerinnen und Schweizer 
Reg-Nr. B3.02.4 

 

 

Bisheriges Bürgerrecht 

Der Kanton Zürich erlaubt mehrere Gemeindebürgerrechte. Andere Kantone erlauben 

vielleicht nur ein Gemeindebürgerrecht. Informieren Sie sich vor der Gesuchseinreichung bei 

der zuständigen Behörde vom Heimatkanton. 

 

Bürgerrechtsbewerberin und Bürgerrechtsbewerber 

   

Name | Vorname und lediger Name  Name | Vorname des Ehepartners und lediger Name 

   

Geburtsdatum  Geburtsdatum 

   

Heimatort(e)  Heimatort(e) 

 

 

Minderjährige Kinder 

   

Name | Vorname Geburtsdatum Heimatort(e) 

   

Name | Vorname Geburtsdatum Heimatort(e) 

   

Name | Vorname Geburtsdatum Heimatort(e) 

 

 

Unterschriften 

   

Datum  Unterschrift Bürgerrechtsbewerberin oder Bürgerrechtsbewerber 

   

Datum  Unterschrift des Ehepartners 

   

Datum  Unterschrift(en) Kinder über 16 Jahre 
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Rechtliche Grundlangen 
 

Kantonales Bürgerrechtsgesetz (KBüG) 

(vom 15. November 2021) 

 

B. Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern 

 § 2. 1 Die Gemeinde nimmt Schweizer Bürgerinnen und Bürger in ihr Bürgerrecht auf, 

wenn diese 

a. im Zeitpunkt der Gesuchstellung seit zwei Jahren in der Gemeinde Wohnsitz haben, 

b. keinen Eintrag im Strafregisterauszug für Privatpersonen aufweisen, 

c. wichtige öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Zahlungsverpflichtungen nach § 6 

erfüllen. 

 2 Die Gemeinde kann im Einzelfall auf die Erfüllung der Voraussetzungen ganz oder 

teilweise verzichten. 

 

 § 3. 1 Bewerberinnen und Bewerber reichen das Einbürgerungsgesuch bei der Gemeinde 

ein. 

 2 Das in der Gemeindeordnung bezeichnete Organ entscheidet über die Erteilung des 

Gemeindebürgerrechts. 

 3 Bürgerinnen und Bürger eines anderen Kantons erwerben mit dem 

Gemeindebürgerrecht zugleich das Bürgerrecht des Kantons Zürich. 

 

 

Kantonale Bürgerrechtsverordnung (KBüV) 

(vom 29. März 2023) 

 

1. Teil: Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern 

 § 1. Für jede Bewerberin und jeden Bewerber sind dem Einbürgerungsgesuch folgende 

Unterlagen beizulegen: 

a. Dokument des Zivilstandsamtes über den Personenstand, 

b. Strafregisterauszug (Privatauszug) für Personen, die das 18. Altersjahr vollendet haben. 
 

 § 2. Die Gemeinde holt bei den zuständigen Betreibungsämtern einen Auszug aus dem 

Betreibungsregister ein, um die Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen gemäss § 2 Abs. 1 lit. c 

KBüG zu prüfen. 
 

 § 3. 1 Auf das Verfahren sind §§ 10 und 17–19 anwendbar. 

 2 Die Gemeinde teilt der eingebürgerten Person nach Eintritt der Rechtskraft die 

Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht mit. 

 3 Sie teilt dem Zivilstandsamt die Einbürgerung und das Datum der Rechtskraft mit. 


